
Bundessozialgericht

12 RK“3/83 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Kläger, Revisionsbeklagter
und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: ........ ........... .,

g e g e n

beigeladen:

Revisionsklägerin und
Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 22. Mai 1985

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen des Klägers und der Beigeladenen zu 2)

werden die Urteile des Landessozialgerichts Hamburg vom
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14. Juni 1983, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom

30. November 1982 sowie der Bescheid der Beklagten vom

19. März 1981 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

22. Juli 1981 aufgehoben.

Die Beklagte hat dem Kläger und der Beigeladenen zu 1)

die außergerichtlichen Kosten des gesamten Rechtsstreits zu

erstatten.

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob für die Beigeladene zu 1)

Pflichtbeiträge zur beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK)

für eine zurückliegende Zeit neben den bereits zu der beigela-

denen Ersatzkasse entrichteten Beiträgen zu entrichten sind, weil

eine Befreiungsbescheinigung nach 5 517 Abs 2 der Reichsversi—

cherungsordnung (RVG) während der streitigen Zeit nicht vorgele—

gen hat.

Die Beigeladene zu 1) war seit 1975 freiwilliges Mitglied der

Barmer Ersatzkasse -BEK— (Beigeladene zu 2). Ab 1. August 1978

war sie bei dem Kläger beschäftigt gegen ein Gehalt, das zunächst

über der Versicherungspflichtgrenze in der Krankenversicherung

($ 165 Abs 1 Nr 2 iVm 5 1385 Abs 2 RVG) lag. Sie legte desunge—

achtet ihrem Arbeitgeber eine von der Beigeladenen zu 2) ausge—
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stellte Befreiungsbescheinigung gem 5 517 Abs 2 RVG vor, die

dieser allerdings im November 1978 an die Beigeladene zu 2) zu-

rücksandte.

Ab 1. Januar 1979 wurde die Beigeladene zu 1) wegen Erhöhung der

Versicherungspflichtgrenze krankenversicherungspflichtig. Es

wurden jedoch weiterhin Beiträge zur Krankenversicherung an die

Beigeladene zu 2) abgeführt (sowie Angestellten— und Arbeitslo-

senversicherungsbeiträge an die Beklagte). Eine neue Befreiungs-

bescheinigung nach 5 517 Abs 2 BVD legte die Beigeladene zu 1)

ihrem Arbeitgeber erst Anfang 1980 vor.

Anläßlich einer Betriebsprüfung am 19. März 1981 stellte die

Beklagte für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1979

Krankenversicherungspflicht zur AOK fest und forderte Beiträge

von 9.053,22 DM nach (Bescheid vom 19. März 1981).

Widerspruch, Klage und Berufung blieben ohne Erfolg (Wider-

spruchsbescheid vom 22. Juli 1981; Urteil des Sozialgerichts

Hamburg -SG— vom 30. November 1982; Urteil des Landessozial—

gerichts Hamburg —LSG- vom 1ü. Juni 1983).

Das LSG hat die Auffassung vertreten, daß die im August 1978

ausgestellte Befreiungsbescheinigung unwirksam gewesen sei, weil

seinerzeit keine Krankenversicherungspflicht bestanden habe.

Deshalb habe erst die Anfang 1980 vorgelegte Bescheinigung be—

freiende Wirkung entfalten können. Die Forderung könne auch nicht

gem S 76 Abs 2 Nr 3 des Sozialgesetzbuches - Gemeinsame Vor-
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schriften fUr die Sozialversicherung - (SGB IV) aus Billigkeits-

erwägungen erlassen werden; denn in der Doppelbelastung des Klä-

gers mit Beiträgen liege allein keine besondere Härte für ihn.

Die Nachforderung verstoße schließlich nicht gegen Treu und

Glauben, da der Beklagten keine sittenwidrige Handlungsweise

vorgeworfen werden könne. Auch ein Verstoß gegen das Sozial—

staatsprinzip liege nicht vor, denn eine Doppelversicherung könne

in Einzelfällen durchaus ihre Berechtigung haben.

Mit ihren Revisionen machen der Kläger und die Beigeladene zu 2)

weiterhin geltend, daß bereits die im August 1978 vorgelegte Be-

scheinigung zur Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft bei der

beklagten AOK geführt habe„ Die Bescheinigung bestätige lediglich

die Zugehörigkeit zur Ersatzkasse und könne deshalb nicht un-

wirksam sein, entfalte allerdings ihre Befreiungswirkung erst bei

Eintritt der Versicherungspflicht. Dies ergebe sich aus einer

entsprechenden Anwendung der Grundsätze, die der erkennende Senat

in seinem Urteil vom 17. März 1981 — 12 RK 18/80 - (SozR 2200

5 517 Nr 5) entwickelt habe.

Im übrigen berufen sich der Kläger und die Beigeladene zu 2) auf

das Urteil des erkennenden Senats vom 9. Oktober 198u — 12 RK

ü6/82 - in dem in einem vergleichbaren Fall die nachträgliche!

Beitragserhebung für zurückliegende Zeiten als ein Verstoß gegen

Treu und Glauben angesehen wurde.

Der Kläger und die Beigeladene zu 2) beantragen,

die Urteile des LSG und des SC sowie den Bescheid
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vom 19. März 1981 in der Gestalt des Widerspruchs—

bescheides vom 22. Juli 1981 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Revisionen zurückzuweisen.

Sie beruft sich im wesentlichen auf das angefochtene Urteil.

Außerdem macht sie geltend, daß das Urteil des Senats vom

9. Oktober 198” — 12 RK “6/82 - zu Konsequenzen führe, die of-

fenbar nicht bedacht worden seien. Die Doppelmitgliedschaft könne

leistungsrechtliche Auswirkungen haben. Der Versicherte könne in

Fällen der vorliegenden Art im Rahmen der 55 185b Abs U, 187 und

204 RVO von der AOK nachträglich Mehrleistungen beanspruchen. Dem

müsse auch eine Beitragsleistung gegenüberstehen.

Die Beigeladene zu 1) hat im Revisionsverfahren keinen Antrag

gestellt und sich auch nicht geäußert.

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung (5 12“ Abs 2 des Sozialgerichtsgeset—

zes -SGG—) einverstanden erklärt.
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II

Die Revisionen sind begründet.

Die Beklagte ist nicht berechtigt, die streitigen Beiträge nach—

zufordern, denn die Beigeladene zu 1) war von der Mitgliedschaft

bei der Beklagten befreit, nachdem sie im August 1978 dem Ar—

beitgeber (dem Kläger) eine Bescheinigung nach 5 517 Abs 2 RVG

vorgelegt hatte.

Die Ausstellung einer Bescheinigung nach 5 517 Abs 2 RVG setzt

nicht voraus, daß im Zeitpunkt ihrer Ausstellung Versicherungs—

pflicht besteht. Sie dient zwar dazu, dem Versicherten die Mög—

lichkeit zu geben, durch ihre Vorlage beim Arbeitgeber von einer

- sonst kraft Gesetzes (SS 23“, 2M5 Abs 3, 250 Abs 2 RVG) ein-

tretenden — Mitgliedschaft bei einer gesetzlichen Krankenkasse

befreit zu werden; ihrem Inhalt nach bestätigt sie aber lediglich

die Mitgliedschaft bei der Ersatzkasse. Diese Bestätigung ist

zutreffend, auch wenn sie in einer Zeit erfolgt, in der (noch)

keine Versicherungspflicht besteht; dem Gesetz sind keine An—

haltspunkte dafür zu entnehmen, daß die Ersatzkasse nicht befugt

sei, eine Bescheinigung nach 5 517 Abs 2 BVG schon vor Eintritt

der Versicherungspflicht auszustellen.

Für eine solche Einschränkung ist auch kein Bedürfnis zu erken—

nen. Der erkennende Senat hat in seinem Urteil vom 9. Oktober

198“ - 12 RK 46/82 - ausgeführt, daß der Sinn des S 517 Abs 2 EVO

vor allem darin besteht, die Ersatzkasse zu veranlassen, vor
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Ausstellung der Bescheinigung die Berechtigung einer Mitglied-

schaft bei ihr sorgfältig zu überprüfen; ferner soll die Vorlage

der Bescheinigung für den Arbeitgeber und Dritte Klarheit darüber

schaffen, daß der Vorlegende einer Ersatzkasse angehört, ihr al—

lein angehören will und deshalb seine Meldung bei der gesetzli-

chen Krankenkasse entfällt (@S 317, 519 RVG).

Zu einer sorgfältigen Prüfung, ob die Voraussetzungen für eine

Mitgliedschaft bei ihr erfüllt sind, ist die Ersatzkasse auch

dann verpflichtet, wenn sie diese Bescheinigung zu einem früheren

Zeitpunkt als nach Eintritt der Versicherungspflicht ausstellt.

Für den Arbeitgeber und Dritte wird die erforderliche Klarheit

ebenfalls unabhängig davon herbeigeführt, ob im Zeitpunkt der

Ausstellung eine Versicherungspflicht des Arbeitnehmers in der

gesetzlichen Krankenversicherung besteht oder nicht. Eine zeit—

liche Begrenzung der Wirksamkeit einer nach S 517 Abs 2 RVO aus—

gestellten Bescheinigung enthält das Gesetz nicht.

Die Ausstellung der Bescheinigung hat auch keine Beschwer der

Beklagten oder eines Dritten zur Folge (BSG SozR 2200 5 517 Nr 3

S 3); denn sie allein bewirkt noch keine Befreiung iS des 5 517

RVG. Auch ihre Vorlage beim Arbeitgeber ist nicht deshalb un-

wirksam, weil sie zu einem Zeitpunkt erfolgt, in dem Versiche-

rungspflicht noch nicht eingetreten ist.

Der erkennende Senat hat bereits in seiner Entscheidung vom

17. März 1981 — 12 RK 18/80 - (SozR 2200 S 517 Nr 5) entschie-

den, daß es der wiederholten Vorlage einer Bescheinigung nach
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5 517 Abs 2 RVO anläßlich des Wiedereintritts der Versicherungs-

pflicht nicht bedarf, wenn der Versicherte noch bei demselben

Arbeitgeber beschäftigt ist. Die zur Rechtfertigung dieser Ent—

scheidung angeführten Gründe gelten sinngemäß auch in anderen

Fällen, insbesondere in Fällen der vorliegenden Art. Es wäre auch

hier ein von der Sache her nicht zu begründender Formalismus, den

— weiterhin bei demselben Arbeitgeber beschäftigten und bei der-

selben Ersatzkasse versicherten - Arbeitnehmer zu zwingen, bei

späterem Eintritt der Versicherungspflicht erneut eine Beschei-

nigung nach 5 517 Abs 2 BVD vorzulegen, wenn er bereits einmal,

etwa in der (irrtümlichen) Annahme der Versicherungspflicht, eine

solche Bescheinigung vorgelegt hat.

Überdies entspricht ein Verfahren, wie es hier eingeschlagen

wurde, praktischen Bedürfnissen. Sowohl bei Zweifeln über das

Bestehen der Versicherungspflicht (zB bei Streit über die Bei-

tragspflicht bestimmter Entgeltteile) als auch bei einem un—

streitig bevorstehenden Eintritt der Versicherungspflicht er-

scheint es geboten, den Versicherten durch vorsorgliche Ausstel-

lung einer Bescheinigung in die Lage zu versetzen, von seinem

Befreiungsrecht in jedem Falle und alsbald Gebrauch zu machen.

Ebenso wie für eine frühzeitige Ausstellung der Bescheinigung

durch die Ersatzkasse besteht auch ein Bedürfnis für ihre früh—

zeitige Vorlage beim Arbeitgeber. Ein bei einer Ersatzkasse ver—

sicherter Arbeitnehmer und sein Arbeitgeber werden regelmäßig ein

Interesse daran haben, daß der Ausschluß einer Doppelmitglied-

schaft (bei der Ersatzkasse und einer gesetzlichen Krankenkasse)
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bei Antritt der Beschäftigung - unabhängig von Schwankungen des

Gehalts und Erhöhungen der Versicherungspflichtgrenze - ein für

alle Mal geklärt wird, schon um zu vermeiden, daß Versehen, die

in diesem Bereich häufig vorkommen (der vorliegende Rechtsstreit

bietet ein Beispiel), oder Irrtümer in bezug auf die Beurteilung

der Versicherungspflicht zu einer späteren Doppelmitgliedschaft

führen.

Die Beigeladene zu 1) hat im vorliegenden Fall ihrem Arbeitgeber

(dem Kläger) bei Antritt ihrer Beschäftigung im August 1978 eine

Bescheinigung nach 5 517 Abs 2 RVG vorgelegt. Damit ist dieser

Vorschrift Genüge getan. Ein Verbleib der Bescheinigung beim Ar-

beitgeber ist nicht Voraussetzung für die Wirksamkeit der Vorlage

und die Fortdauer ihrer Wirkung. Allerdings hat der Arbeitgeber

nach S 3 Abs 1 Nr 2 iVm Abs 5 der Beitragsüberwachungsverordnung

vom 28. Juni 1963 (BGBl I HRS) die Bescheinigung für die Dauer

der Versicherung3pflicht aufzubewahren. Möglicherweise wird man

darüber hinaus mit der Entscheidung des erkennenden Senats vom

17. März 1981 - 12 RK 18/80 — (aaO) eine solche Aufbewahrungs-

pflicht auch für Zeiträume annehmen können, in denen (noch) keine

Versicherungspflicht besteht. Dies braucht hier indes nicht ent-

schieden zu werden, weil ein Verstoß gegen die Aufbewahrungs-

pflicht jedenfalls nicht die Unwirksamkeit der Bescheinigung und

ihrer Vorlage zur Folge hat. Das Gesetz knüpft den Eintritt und

die Fortdauer der Befreiungswirkung nicht an den Verbleib der

Bescheinigung beim Arbeitgeber.

Die Beitragsforderung der Beklagten scheitert also im vorlie-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..1Ö-

genden Fall schon daran, daß die Beigeladene zu 1) dem Kläger

eine wirksam ausgestellte Bescheinigung nach 5 517 Abs 2 BVD

vorgelegt hat, die zwar zunächst eine Befreiungswirkung nicht hat

entfalten können, die die Beigeladene zu 1) aber später, als sie

versicherungspflichtig wurde, von der Mitgliedschaft bei der Be-

klagten befreit hat.

Im übrigen würde eine Beitragsforderung der Beklagten, wie der

erkennende Senat in dem genannten Urteil vom 9. Oktober 198N für

einen vergleichbaren Fall entschieden hat, gegen Treu und Glauben

verstoßen. Auf die Gründe dieser Entscheidung kann Bezug genommen

werden.

Der Einwand der Beklagten, es sei in diesem Urteil nicht aus-

reichend bedacht worden, daß der doppelt - bei einer Ersatzkasse

und einer AOK - Versicherte uU Mehrleistungen der AOK im Rahmen

von 55 185b Abs U, 187 und 204 EVO beanspruchen könnte und daß

dem dann auch Beitragsansprüche der AOK gegenüberstehen müßten,

ist unzutreffend. In Fällen der vorliegenden Art hat der Versi—

cherte durch sein Verhalten deutlich gemacht, daß er nur bei der

Ersatzkasse versichert sein will. Dieses Verhalten schließt unter

dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben Leistungsan5prüche gegen

die AOK aus. Etwas anderes ist auch diesbezüglichen Entscheidun-

gen des erkennenden Senats und anderer Senate des Bundessozial-

gerichts nicht zu entnehmen (vgl etwa BSGE 51, 89, 97; Urteil vom

30. November 1983 — 5a RKn 3/83 -; Urteil vom 9. Oktober 1984

- 12 RK "6/82 -). Entsprechendes gilt dort, wo die AOK schon von

sich aus auf eine Beitragsforderung für die Vergangenheit ver-
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ziehtet, den Versicherten lediglich von einer eingetretenen Dop-

pelversicherung in Kenntnis setzt und nur Beiträge für die Zu-

kunft fordert.

Die angefochtenen Urteile sowie die Bescheide der Beklagten muß—

ten deshalb aufgehoben werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf S 193 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

